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~~blatt zur ParlamentskorresY~F~~~ 29. Mai 1958 

In Beantwortung einer AnfrH.ge der Abg .. P r e u s s 1 0 I' und 

Genossen, betreffend die Kündigung eines Lehrers an der Akademie 'TMozarteum "I 

fUhrt Bundesminister für Unterricht Dr. D r i m m e 1 ausg 

Zu Pu nkt 1 der Anf~..§.B:.eJ_ 

"Wurde das Bundesministarium für Unterricht von der Lei tung des 
Mozarteums vor Eingehen in den Prozess kunsul tiert ?ft 

Wenn als Gegenstand der Anfrage ·ein "Prozess des 8alzburger 

Mozarteums gegen Professor \7eihs" gen13.nnt und 13.uch in den wei toren Anfrage­

ausführungen davon gesprochen wird, dass das "Mozarteum" als prozessführenc1e 

Partei aufgetret~n sei, so ist schon dies· insoferne unrichtig, als nicht die 

Akademie für Musik und darstellende Kunst "Mozarteum" in Salzburg (sie ist 

zu unterscheiden von der internatioD.alen Stiftung "Mozarteum" in Salzburg), 

sondern die Republik Österreich, diese vertreten durch die Finanzprokuratur, 

innerhalb der hier in Rede stehenden ziv.ilgerichtlichen Verfahren Prozesspartei 

war. Die Führung des Prozesses durch die Fi namprow!JZC';tu7? fand stets im Ein-

vernehmen mit dem Bundesministerium für Unterricht statt. Die Akademie für 

MUsik und darstellende Kunst !'lJ.Iozarteum" in Salzburg oder ihr Präsident Hofrat 

Professor Dr. Bernharcl Paumgartner kann und korente überhaupt keine Prozess­

handlungen setzen und hat auch keine gesetzto 

Zu Punkt 2 der Anf~a.ß:E3_~._~. 

"Ist der Herr Bundesmi nister bereit, mitzuteilen .. auS welchen Gründen 
ein derart offensichtlich mutwilliger Prozess weitergeführt wurde 7" 

a) Peter Weihs wurde vom Jahre 1945 bis zum 30.9.1953 als Vertrags­

lehrer für Violine an de.r damaligen Privatmusikschule mit Öffentlichkeitsrecht 

bzvr. an der späteren l';.k.ademie für Musik und darstellende Kunst ''ll!ozarteum'' 

in Salzburg verwendet. 

Mi t Wirkung vom 1.6.1953 -WUrde die genannte Musikschule verbundlicht, 

womi t eine Neubildung der Personalstände der Akademie "Mozarteum" verbunden war. 

Hiebei wurde Peter Weihs,s der i nfolge ei ner J'lTervenentzündung inder 1i nken Hand 

die Fähigkeit verloren ha.tte .. den ihm übertragenen violi nunterricht vollgültig 

zu versehen., nicht mehr wei ter <;l.ls Vertragslehrer vervvendet s weshalb sein mit 

dem 30.9,·1953 auch abgela.ufener Vertrag nicht mehr erneuert wurdeo Neben dieser 

Nichterneuerung des Vertrages wurde ausserdem noch ei:~e Kündigung des Dienstver-­

trages ausgesprochen. 
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b) Das Bundesministerium für Unterricht war der Auffassung, dass es sich 
, . 

bei der Nichterneuerung des Dienstvertrages des Peter Weihs nicht um einen 

rechtsgestaltendeh l~t handelte, sondern lediglich darum, dass ein abgelaufe­

ner Dhmstvertrag koine Erneuerung oder WiederhOlung erfuhr. Dies vvurde auch 

der Finanzprokuratur gegenüber ausgesprochen, als Peter Weihs 1954 im Klagswege 

Ansprüche auf die Zahlung .von Bezügen bzw. auf Zahlung, ei ner Abfertigung gel tOl1d 

machte. 

c) Insgesamt hat PetGr,Weii~s beim Arbeitsgericht Salzburg gegen die 

Republik Österrei ch drei Klagen ei ngebr[~cht und zwarg 

1. zu Cr 85/54 wegen 2.562 S (an fälligem Gehalt), 

2. zu er 255/56 wegen Feststellun6 eines Rechtsverhältnisses (Fortbe-, 

stehen des Di(:3llstverhältnisses) s 

3. zu er 313/56 wegen Rechnungslegung (Legen der Abrec'hnung der Dienst~, 

bezüge für die Zeit vom 1.1001953 bzw. vom 1.1.1954 bis zum 30.9.1956~ .. 

Zu diesen drei IQagen und den durch sie ausge16sten Verfahren wird aus­

geführt~ 

Zu 19 zu CI' 85/54, Klage wegen 2.562 S (al?- fälligem Gehalt)~ 

a) Hier ging es in erster Li nie um Jie Frage, ob das Dienstverhältnis 

des Klägers den Bestimmungen des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 unterli0ge, 

und in zwei tel' Hinsicht,!) üb vom Mozarteum mit Peter Weihs zulässige Ketten­

dienstverträge abgeschlossen worden seien. En~gegen der Ansicht der Republik , 

Österreich kam das Gericht zu dem Ergebnis, dass (.1as Dienstverhältnis des 

Klägers den Bestimmungen des Vertra<ssbedienstetengesetzes 1948 unterliege, 

und zwar auch schon zu einer Zei t, zu der das l\IIozarteUin n.och nicht "verbunc1~ 

licht "word<:.n war, was erst durch die Kunstakademiegesetznovellejl bGBL JlTr. 61/53,9 

geschehen ist. 

Bis zu seiner Ver~undlichung (1.6.1953) wurde die damalige Musikschule 

''Mozarteum'' als Vereinsschule durch Subventionen des Landes und der Stadt 

Salzburg sowie des Bundes erhalten. 

Dass nicht von Ke-iitendienstverträgen gesprochen werden könne, wurde seitens 

c.er Republik ÖsterrGich mit dem Hinweis auf die Tatsache begründet, dass man 

nie wisse, ob die betreffende Hilfe·J,ehrkraft auoh im kommenden Schuljahre 

benötigt werden würde. Deren Bestellung War (und ist auch heute Y jeweils von 

der Anzahl rier sich meldenden Schüler abhängig" 

Mit Urteil vom 23.8.1954 erkanr..te das Arbeitsgerioht Salzburg zu Recht, 

dass die Republik Österreich eine~1. Bruttogehal tsbetrag von 2.494,65 S s.A. 

sei t 1.1.1954 und eHe Prozesskosten zu bezahlen habe, das Mehrbegehren d.er 
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klagenden Partei auf Bezahlung von insgesamt 2.562 S wurde abgewiesen. Das 

Urteil stützte sich im wesentlichen auf die Ansicht~ dass mindestens für ehe 

Ze.i t bis 1951 unzulässige Kettendienstverträge vorlägen unJ dass die damaligen 

Jahresdienstverträge des Klägers als Dienst,verträge auf unbestimmte Zeit zu 

gelten hätten. \'venn nunl952 gegenüber dem Ktäger eine Kündigunc~ des Dienst~ 

vertrages ausgesprochen wurde, so hätte diese Kündigung allerdings eine Auf­

lösung des Dienstverhäl tnisseiJ bevJ:L::ck+,; der folgende Jahresdienstvertrag 

(1952/53) wäre nicht mehr als unzulässiger Kettenchenstvertrag anzusehen ge~ 

wesen, "da wegen der kurz bevorstehenden Verbuncllichung e:i_n gerechtfertj_gter 

Grund für den Abschlus seines befristeton Dienstverhältnisses gegeben gewesen 

wäre". Weil aber der Kläger als Inhaber eines Opferfürsorgeausweises dem Schutz 

des § 8 Invalideneinstollungsgesetz unterstehe, sei die Küncligung ohne Zustimmung 

des Invalidenausschusses des Landesarbeitsamtes Salzburg rechtsunwirksam ge­

wesen. 

b) Gegen diese Entscheidung hat die Republik österreich (IÜe Finam­

prokuratur im Ei nvo:cnehmen mit dem Bundesmi nisterium für Unterricht) berufen. 

Hiebei stützte sich die Hopublik österreich vor 'allem auf die im Gesetz be­

gründete Feststellung, dass die Bestir:.1mungen des § 8 Invalideneinstellungs­

gesetz zwar für alle J)i8nstgeb8r~ nicht aber für den Bund (die Läntler, Bezirke 

\lnd Gemei nJ.en) gel ten~ die Kü nJ.igun,,; des :Dienstverhältnisses mit dem Kläger sei 

demnach rechtsw:trksam geweseno Aussertlem vertr2t die Republik Öst'3rreich l1t:)lior­

lieh den Standpunkt, dass von einem unzulässigen Kettendienstvertrag nicht 

gesprochen werden kön"ne,zumal auch de.r Oberste Gerichtshof in seiner Entschei .... 

dung vom 21. 6.1922 (ZB1.1928.9 Nr. 244) eine wiederholte befristete Verlängerung 

eines· Dienstverhäl trosses .auf bestimmte Zei t für zuläSSig erklärte" wenn damit 

nicht die Rechte des Dienstnehmers beei nträchtigt werden soll teno :8i n8 solche 

Beeinträchtigung lag nicht vor. 

c) Ei n Zwischenantrag der ?cepublik Österre:j.ch auf Feststellung, dass 

das Ilienstverhäl tros des K1äge:::,s ~mr beklagten Partei.9 aus dem ei n AbfertiglJ .. ngs­

an:spruch nicht abgeleitet werden könne s mit dem 30.9.1953 erloscher. sei.9 wU:l.'Cle· 

vom Landesgericht Salzburg als unzuläSSig abgewiesen. Dem gegen diesen Beschluss 

des Landesgerichtes Salzburg eingebrachten Rekurs der beklagten Partei (das ist 

die Republik ,Österreioh) wurde schliesslich (lurch den Obersten Gerichtshof' 

Folge gegeben und dem Berufungsgerichte aufgetragen, über den Zwischel'1..fest­

stellungsantrag der beklagten Partei neuerlioh zu ontscheiden. 
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Daraufhin hat das Landesgericht Salzburg als Berufungsgericht mi t Zwisohel"r 

urteil entschieden, dass das oben ausgeführte Feststellungsbegehren der Republik 

Österreich abgewiesen werde, dass das DienstverhältlTIS zwischen der Republik 

Ö'sterreich und dem Klägor Peter Vveihs nach wie vor aufreoht bestehe .. dass die 

Entscheidung über ,he von o.er beklagten Partei gegen das erstrichterliche Urteil 

eingebrachte Berufung bis zur Rechtskraft d~uses Zwischenurteils ausgesetzt 

In seiner Begründung folgte das Berufungsgericht im wesentlichen der Auf­

fassung des ~rstgerichtes, soweit dieses seinerzeit in der Sache abzusprechen 

hatte. 

So 'wies das Berufungsgericht das Feststellungsbegehren der Republ:.l:: 

Österreich ab. weil es wie das Erstgericht die Auffassung vertrat .. das Dienst­

verhältnis des Klägers sei im Zeitpunkt der übernahme' der Akademie "Mozarteum" 

durch die beklagte Partei als ei n Dienstverhäl tl"ri.s auf unbestimmte Zeit zu 

werteno 1,·Vohl räumte das Berufungsge:l.'i cht ei n, dass der Kläger seit der Verbund ... , 

lichung den Akademie l'l\iIozarteum" als Dienstnehmer des Bundes nicht mehr nach 

den Bestimmungen des OpferfürsorgegeGe~zes vor einer Kündigung besonders ge­

cchützt gewesen sei" die, nach Verbundlichung der Lehranstal tausgesprochene 

Kündigung des Klägers c1uroh die beklagte Partei habe al;ler zu keiner rechtswirk­

samen Auflösung des Dienstverhältnisses geführt, weil sie keine bestimmte unel 

deutliche Entlassungserklärung enthalten habe und kein Kündigungsgrund als 

gegeben angenommen werden konnte. Wenn auch die bekla;ste Partei die Anwendbar­

keit <les Vertra6sbedienstetengesetzes 1948 auf das in Rede stehende Dienstve:r­

häl tnis bestritten habe, so sei dieses Gesetz hier c18nnoch analog al1zuwer..de!'J. 

Dieses Urteil des Landesgerichtes Salzburg wurde aus grundsätzlichen Erwä­

gungen, zumal das Urteil die prinzipielle Auffassung in Frage zu stellen schien, 

dass Dienstverträge mit VertraiSslehrern der Musikakademie III:!OZ art eum 11 ni cht den 

Bestimmungen des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 unterliegen, mittels Revision 

bekämpft. 

Als ReVisionsbegründung vrurde geltend gemaoht, dass die beklagte Partei 

nach wie vor der Auffassung. sei ,dass es sich bei ("~8n Jahreseinzeldienstverträgen 

zwischen den Streitteilen nicht um Kettenverträge, sondern um befristete und 

seI bständige Einzel vert:cäge gehan;lel t habe. 

Wollte man aber das Bestehen einer Vertragskette anerkennnen, so sei die 

ausgesprochene Kündigung gegenüber dem Kläger nich;!;; wegen des im Invalidenei n'"" 

stellungsgesetz normierten KündibUngs.3chutzes3 der dem Bund als Dienstgeber 

g8 iSe nüber nicht gelte, unwirksam iSGblieben. Ausserc1em habe die Verbundlichung 
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des Mozarteums nicht dem Si nn einer 'r[jbernahme Il des Klägers in die Personal­

stände der beklagten Part~i in jenem Sinn, den das Berufungsgericht als gegeben I 

angenommen habe. Das Vertragsbedienstetengesetz 19L'.8 sei aber nach Auffassung 

der Republik Österreich auf das Die nstverhäl tnis des Klägers nie anzuwenden 

gewesen, weshalb auch ehe Frage nach dem Bestehen eines Kündigungsgrundes 

irrelevant bleiben müsse~ . 

Der Oberste Gerichtshof vertrat in seiner Revisionsentscheidung die 

Rechtsansicht, dass der Bund z,'O'ar nicht ,üs Dienstg'eber nach § 1 Abs.l 

Vertragsbedienstetengesetz 1948 9 wohl aber :1ach § 1 Abs.2 Vertragsbediensteten­

gesetz 1948 anzusehen sei.s ilveiles sich beim "Iv.lozarteum" in 'seiner früheren 

Gestal t um ei nen vom Bund verwal teten Fonds gehahdel t habe. Dabei liess aber /. 

der Oberste Gerichtshof den nach Ansicht der ReJublik Österreich entscheiden-
, 

den Umstand - obwohl in mehreren Schriftsätzen der Republik Österreich stets 

darauf hingewiesen worden War - ausseI' Betracht" dass an der Finanzierung der 

el).emaligen Schule aß!Loz art eum " aUSGer den Bund auch noch das Land und di,e Stadt 

Salzburg beteiligt waren. So vvurde daher 'tom Obersten Gerichtshof der Bund als 

alleiniger Dienstgeber cles Feter ;1[eihs im Sinne des § 1 11.bs.2 Vertragsbedienste. 

~eniesetz 1948 angesehen und aus diesem Grunde der Klage stattgegeben. 

\Vährend der Anhängigkei t dieses Prozesses ist nun i nsoferneeine Rechts­

änderung eingetreten, als durch die Verordnung des Bundesministvriums für 

Unterricht, BGB14Nr.261/54~ die VerordnungBGB1.Nr.237/50, die zunächst 

nur für die Akademie für Musik und darstellende Kunst in ihen und die Akademie 

für 'angewandte Kunst in Wien Gel tung hatte,9 mit VTirkung vom 1.1.1955 auf die 

Akademie für iiIusik und darstellende Kunst "Mozarteum " in Salzburg ausgedehnt 

wurde. Die gesetzliche Grundlage für die Verordnung, BGB1.Nr.261/~4.9 ist da .... 

durch geschaffen worden, dass durch Jie Kunstakademiegesetznovelle 19539 

BGBLNr.61,die 1IlJ.{.aclemie Mozarteum", mit 1.Virkung vom 1.6.1953 "Verbuncllicht" 

und in das Kunstakac1emiegesetz 9 BG:S1.J:rr.168/1948 einbezogen word,,:n war" 

§ 1 Abs'.3 li t. b Vertragsbedienstetengesetz 1948 bestimmt, dass dieses Gesetz 

auf Personen nicht Anwendung findet, deren Dienst~ und Bezugsverhältnisse auf 

Grund J.er Bestimmungon der Verordnung vom 31 .. 5.1933 BGB1. NI'. 220 betreffend eHe 

Einrichtung der Staatsakademie für Musik und darstellende Kunst in ihen ge­

regel t si nd. Die erv.rähnte Verordnung :BGB1. Nr~ 220/1933,9 ist nun durch Verordnung 

BGBLNr,237/19509 ersetzt v/orden. 

Folgte man nuri der vom Obersten Gerichtshof in seiner Revisionsentschei~· 

dung vom 14.2.1956, 4 Ob 10/56 3 ir: Verfahren Cl' 85/5il. dargelegten Rechtsansicht~ 

dann ist der Kläger wohl zur Zeit der Hl VerfahroD Cr 85/54 von ihm bekämpften 
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Künd~gungvolll 30.9.1953 dem Vertragsbedienstetengesetz 1948 unterlegen, jedooh 

nur mehr bis zum 31.12.1954" weil er mit 'Wirkung vom 1.1.1955 zufolge den 

Bestimmungen der erwähnten Verordnung BGBl.Ur.237/1950 in Verbindung mit der 

Verordnung BGBL l\Tr. 261/1954, von den Bestimmungen des Vertragsbediensteten­

gesetzes 1948 ausgenommen ist. (§ 1 Abs.3 li t. b Vertragsbediensteten-

gesetz 1948). 

§ 4 der Verordnung~ BGB1. NI'. 237/19503 bestimmt nun3 dass das Dienst­

verhäl tnis ei nes VertragslehrGrs unter Bi nhal tung oiner dreimonatigen Kündi­

gungsfrist ohne Angabe VOn Gründen zum 30. September eines jeden Jahres ge­

ku.ndig.(\erden kann. Das Bundesministerium für Unt8rricht hat daher auf Grund 
\ 

dieser Ve1rordnungsbestimmung das Dienstverhältnis des Klägers mit Kündigung 

vom 30.9.1956 aufgelöst. 

Zu 2g zu CI' 255/56. Klage wegen Feststellung eines Rechtsverhältnisses 
(Fortbestehen des Dienstverhältnisses)g 

a) Die oben zuletzt gemannte Kündigung zuin 30 .. 9 .. 1956 wurde vom Kläger 

mi t seiner Klage zu CI' 255/195{; beim Arbei tsgericht Salzburg angefochten. 

Da':. Arbeitsgericht Salzburg hatte nun gegen die Gesetzmässigkeit des § 4 der 

genannten Verordnung aus dem Grunde der Gesetzwidrigkeit Bedenken und hat 

deshal b sei n Verfahren gemäss Artikel 89 Abs.2 Bun.c1es-Verfassu ngsgesetz untor­

brochen und beim Verfassungsgerichtshof den Antrag auf AufhebuLg der Verordnung 

des Bundesministeriums für Unterricht vom 17,,11.1954, BGBLNr.261/1954, soweit 

diese den § 4 der Verordnung d8s Bund8smi Disteriums für Unt,erri cht vom 

23.11,1950, BGB1.Wr.237/1950, auf die Dienstverhältnisse der Vertragslehrer 

und L8hrbeauftragten an. ,leI' Akademie "Mozarteum 11 in Salzburg für anwendbar 

erklärt, gestellt .. Der V0rfa~sungsgerichtshof kODl'lte zunächst eine Gesetz­

widrigkei t in der vom Arbei tsgericht Salzburg angefochtenen Verpr3.'1ungsbe .... 

stimmung nicht finden,... gründet sie sich doch auf das Kunstakademiegesetz,. 

BGB1.1'T:1.'.168/1948, in der Fassung des BGBl.Nr.177/1954 -9 ist aber aus Anla.ss 

des Anfechtungsantrages von Amts wegen ;in die Pritfuug der Verfassungsmässigkeit 

des Kunstakademiegesetzes eingegangen, hat die Verfassungswidrigbd t des 

ersten Satzes des § 10 Abs.2 des genannten Gesetzes festgestellt und aus 

diesem Grunde die erwähnte Gesetzesbestimmung aufgehoben. Zugleich musste der 

Verfassungsgerichtshof aber als Folge der festgestellten Verfassungswidrigkeit 

der Jie Verorlnungsgru.ndlage biluenden gesetzlichen Bestimmung die Verordnung 

des Bundesministeriums für UntGrricht vom 17.11.1954, BGBl.Nr.261, sowei t sie 

den Gel tungsbereich des' § 4 der mi t VGrordnung des Bundesmi nisteriums für 

Unterrich t vom 23 .. 11.1950" BGBl. Nr. 237/1950 J erlassenen Dienstordnung auf cl~_e 

Akademie 11J.;JIozarteum" a.usdehnt, als gesetzwidrig aufgehobenn 
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Das Landesgericht Salzburg hat nun in seinem Urteil vom 4.i2.1957 in 

der Sache Cl' 255/56 zu Recht erkannt 3 dass das zvdschen dem Kläger und der 

beklagten Partei abgesohlossene Dienstverhältnis aufrecht und die Kündigung 

vom 14,6.1956 zum 30.9.1956 ,rechtsunwirksam sei. 

Hiebei stützte sich d~s Erstgdricht im wesentlichen auf die Tatsache, 

dass uer Verfassungs~erichtshof die VerfassungsvVicl:dgkei t des ersten Satzes 

des § 10 Abs.2 des Kunstakademi8gesotzes festgestell, t und aus diesem Grunde 

die erwähnte GesetzGsbestimmu, ''5 aufgehoben habe,' wobei er zugleich die 

Verordnung des Bunc1esmillisteri ums für Unterricht VOiU 17 .1L 1954 BGBL "Hr. 261, 

sowei t die den Geltungsbereich des § 4, der die mit Verordnung ;des Bundes­

ministeriums für Uhtsrricht vom 23.11.1950 3 BGBl~Nr.237/l950, erlassenen 

Dienstordnung auf die Akademie "IiJoznrteum" in Salzburg ausdehnt .. als gesetz-

Widrig aufgehoben hat. Das Erstgericht kam zu dein Schluss s uass eine Regelung 

des Dienstverhältnisses des Klägers in bezug auf eine Auflösung des Dienst­

verhäl tnisses durch Kündigung" nicht gegeben ist, bzw. bezüglich des Klägers 

überhaupt niemals re eh tSWlJ.:ksal:l erfol,st sei. Das Dienstverhältnis des Klägors 

sei durch das Erkenntnis (les Verfassungsgerichtshofes in bezug auf die Frage 

der Kündigung so zu beurteilell~ als wäre der § 4 der. Verordnungs BGBL Nr. 261/54 

überhaupt niemals erlas~en WOrU8i:i; dies bedeute aber, dass die im Zei tpunkte$ 

als die Verordnung, BGB1.1Tr .. 261/54s auf das Diö1:1stverhältnisu0s Klägers aus­

gedehntvvurde s die Be::,stinlffiungen des § 32 des Vertragsbodienstet,mgesetzes 1948 

für das Dienstverhältrd.s cles KlägG::'~s wei terhin in Kraft geblieben sei; 

Dieser Auffassung v8rmochte die Republik Österroich keinesfalls beizu ..... 

pflichten, da sie darin einen Trugschluss erblicken musste. 

Durch da~ngeführte aufhebende Erkenntnis des Vorfassungsgerichtshofes war 

doch für den Kläger nichts gewonnen;> weil der Verfassungsgericht.3hof, wie 

bereits ausgeführt, nur den § 4 der anzuwendenden Verordnung, nicht aber die 

Verordnung als Ganzes aufgehoben .hat. In ihren übrigen Jestimmungen blieb 

die Verordnung daher nach ,üe vor auf den Kläger anwendbar" Die Republik 

Österreich musste daher pflichtgemäss ins Treffen führen, dass das Dienst­

verhäl tnis des Klägers bei gegebe~er Sach- und Rechtslage noch immer nicht den 

.Bestimmungen de,s Vertragsbedienstetengesetzes 1948 unterliegen kann, da dem 

die Verordnung, BGB1.Nra 237/1950, in Verbindung mit der Verordnung .. 

. .... BGBLNr.261/1954, entge . .senstehe (§ 1 Abs.3 1i t. b Vertragsbedienstetengesetz 1948 

Solange nämlich eine Verordnung durch den Verfassungsgerichtshof nicht 

als gesetzwidrig aufgehobGYl worde'f) ist, ist sie für alle Verwal tungsbehörc1en 

nach wie vor verbindlich,.! und so besteht für diese keine 1![öglichkei t~ selbst 
) 
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dann, wenn sie gegen die Geset zmässigkei t einer Verordnung Bedenken hegen 

soll ten, VOn der Anwendung dieser Verordnung l;,bstand zu nehmen! da ihnen das 

den Gerichten dureh Artikel 89 Abs.2 Bundes-~erfassungsgesetz eingeräamte Recht, 

welches für die Geriohte aber auch gleichzeitig .eine Verpflichtung darstellt, 

nicht zukommt. 

Aus diesen wesentlichen Erwägungen heraus sah sich die Republik Österroich 

verpflichtet, gegen.das.erstrichterliche Urteil zu berufen. 

b) Das Landesgerioht Salzburg als arbeitsgerichtliches Berufungsgericht 

ha t, nun - in Knnsequenz der von der Republik Österreich vorgetragenen ltechts­

ansicht-das Verfahren unterbrochen und einen neu8rlichen Aufhebungsantrag 

hinsichtlich der Verordnung BGBl.Nr.261/1954, als Ganzes beim Verfassungsgeriohts> 

hof gestellt. 

Von der Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes wird der AusgFlng des 

Rechtsstreites abhängen. Hebt der Verfassungsgeriohtshof die Verordnung, von 

der 8r bisher erst den § 4 aufgehoben flat 9 als Ganzes wegen Gesetzwidrigkeit 

auf, dann ist der Klage des Peter 1:[eihs stattlUgeben, weil er dann ad personam 

nicht der Verordnung, sondern dem Vertragsbedienstetengesetz 1948 unterliegt. 

Bin Erkenntnis d.es Verfassungsgeriohtshofes ist bisher in der Sache nicht 

ergangen. 

Zu 3g er 313/56. Klage wegen Rechnungslegung (Legen der Abreohnung c1er 
Dienstbez~ge des Peter Weihs für die Zeit vom 1.10.1953 bzw. vom 1..1.1954 
bis zum 30.9.1956)= . 

Während der Anhängigkei t des oben unter zu 2 dargestell ten Verfahrens 

er 255/56 hat nun Peter Vfeihs eine neue Klage zu C:r 313/51) eingebracht!> mit 

welcher er von der Republik Österreich (bzw. der Akademie "Mozartc.lm") 

die Abrechnung seiner Dienstbezüge sowie die Feststellung verlangt, dass ehe 

beklagte Republik Österreich schuldig sei, ihm für den Fall der Rechtskraft 

der Kündigung ei ne AbfeTtigung im der Höhe 'des vi Grfachen, Monatsentgel tes nach 

dem SchemaIL in § 41 VertragsbGdienstetengesetz 1948 zu leisten. 

Die Republik Österreich hat dieser Klage gegenüber, welche' als ausge~ 

sprochen mutwillig zu bGzGichnen ist)l eingewendet, dass ein Dit3l1stnehmer einen 

Anspruch auf Rechnungslegung ni cht besitzt und dflSS der Kläger aus den Gründen 

'des § 228 Zivilprozessordnung zur Erhebung ei n!9s Feststellungsbegehrens nicht 

berechtigt sei. 
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9.Beiblatt 29. Hai 1958 

])araufhi n hat der Kläger sei Tl Kl agebegehren dahi ngehend abgeändert ... d'ass 

es zu lauten habe, "in eventu sei die beklagte Partei schuldig3 dem Kläger 

eine Abfertigung inder Hühe des vierfachen 1;1onatsentgel tes nach Schema I L 

in § 41 Ve~tragsbedienstetengesetz 1948 zu leisten. 11 

Auch dieses geänderte Klagebegehren ist von vorneherein zum Scheitern 

verurteil t 3 weil es der im § 226 Zi vilprozessordrmng geforderten Bestimmtheit 
, . 

entbehrt und auch gemäss § 7 Exekutionsordnung nicht ,vollstreckbar, wäre. 

Dem Kläger wäre daher mit'dieser; Klagebegeh.ren, selbst wenn ihm, was gänzlich 

ausgeschlossen ist, sta'ctgegeben werden sollte, in keiner Weise gedient" 

Was das in erster Lilue gestellte Begehren des Klägers auf Abrechnung betr.ifft, 

so hat die Judikatur der Ei nwendung der Repub.'lik Österreich Recht gegeben; 

der Oberste Gerichtshof hat in seiner Entscheidung vom 22.10.19573 

4?b 122/57.9 JB1. 1958, H. 5 S. 132, Zv.Bl.'1958, NI'. 29, ausgesprochen3 dass 

ein ])ienstnehmer keinen Anspruch auf Rechnungslegung besi tze. 

Mittlerweille wurde das Verfahren CI' 313/56 bis zur liechtskräftigen Beendi­

gung des Verfahre'ns ,Cr 255/569 unterbrochen. 

Zusammenfassend ergibt sich daher" dass das zu CI' 255/56 i n derBerufungs~· 

instanz anhänsige Ve1.'fahren von der zu fällenden E.YGscheidung ci.es Verfassungs>·. 

gerichtshofes abhängen y;ird. Solange aber das Verfassungsgerichtshof'-Erkenntnis 

nicht ergangen und mit diesem eventuell die angefochtene Verordnung aufgehoben 

ist, ist dieselbe für das Bundesrüinisterium für Unterricht als Verwal tungsbehörde 

verbindlich;' es müssen daher alle sich aus den noch immer aufrechten Bestand· 

der Verordnuns ergebenden Konsequenzen gezogen vverden. 

])as Verfahren Cr 313/56 wird nach rechtskräftiger Beendigung des Verfahr8l'1s 

Cr 255/56 fortgesetzt werden. 

Aber gleichgültig, wie immer der Prozess Cr 255/56 ausgehen wj,rd 9 die 

zu CI' 313/56 erhobene Klage entbehrt jedenfalls schon auf Grund rechtlicher, 

ErWägung jeglicher Berechtigung. 

Wenn dahor von einer niutwilligen Prozessführung in der vorliegend8n Sache 

gesprochen wird, kann dieser Vorwurf nur den Kläger treffen . 

• - • ..:-C!-.-" .••• 
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